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Zitate: " Es ist leichter die Menschen zu täuschen, als sie zu überzeugen, daß sie getäuscht worden sind." Mark Twain 
"Die medizinische Wissenschaft hat in den letzten Jahrzehnten so ungeheure Fortschritte gemacht, daß es praktisch keinen gesunden 
Menschen mehr gibt." Aldous Huxley, 1894 – 1963, britischer Schriftsteller 
"Es gibt kaum etwas Dümmeres und Gefährlicheres, als wichtige Entscheidungen in die Hände von Leuten zu legen, die keinen Preis 
dafür bezahlen müssen, wenn sie daneben liegen." Thomas Sowell, geb. 1930 in North Carolina, US-amerikanischer Ökonom.
 

 Corona - und kein Ende  Corona, war schon lange 
geplant, da die vorherigen "Aktionen" wie Vogelgrippe, 
Schweingrippe, Sars usw. nicht zum gewünschten 
"Erfolg" geführt hatten, nämlich die Menschen in Angst 
und Panik zu versetzen. Inzwischen trauen sich immer 
mehr Ärzte und Wissenschaftler, offen die Hintergründe 
und Tatsachen anzusprechen. Und diese Informationen 
haben es in sich! Corona ist inzwischen eine  Begrün-
dung für alles: Einschränkung der persönlichen 
Freiheit, Außerkraftsetzung von Menschenrechten, 
politischer Terror gegen alle Andersdenkenden, 
Zerstörung der Wirtschaft zur Vorbereitung der 
Übernahme durch Großkonzerne und Corona wird 
als Grund für den bevorstehenden Finanzkollaps 
verwendet werden. Dabei werden die Bürger weiter 
entrechtet und finanziell ruiniert. Bestehende Gesetze 
werden von allen Gremien (EU, Regierungen, 
Finanzindustrie, Gesundheitswesen, Pharmaindu-
strie und Milliardären) bewußt mißachtet und 
ausgehebelt. Die Bevölkerung wird regelrecht terrorisiert 
und mit bewußt erzeugter Angst (die "zweite Welle", 
Verboten, rechtswidrigen Vorschriften – laut Erkenntnis 
des österr. Verfassungsgerichtshofs) unter Druck gesetzt. 
"Angst macht gefügig!". So werden die unsinnigsten 
Vorschriften ohne Murren befolgt. Manchmal geben 
Politiker und Mediziner sogar zu, daß Anordnungen nicht 
immer notwendig sind z.B. die  Maskenpflicht. Masken 
sind laut WHO, dem RKI und auch der Charité 
unwirksam, doch symbolisch und psychologisch 
sehr effizient und ein Zeichen der Unterordnung 
und Unterdrückung.  
Als Grundlage für die meisten Entscheidungen werden die 
"Corona-Tests" angegeben. Doch diese Tests sind 
wissenschaftlich gesehen ein Schwindel! Die führen-
den Wissenschaftler geben zu, daß keiner von Ihnen ein 
Virus isoliert hat! Torsten Engelbrecht ( preisgekrönter 
Journalist) und Konstantin Demeter (unabhängiger 
Forscher) haben die Wissenschaftsteams der einschlägigen 
Arbeiten, auf die im Zusammenhang mit SARS-CoV-2 
Bezug genommen wird, um den Nachweis gebeten, ob die 
in ihren in vitro-Experimenten abgebildeten Elektronenmi-
kroskopischen Aufnahmen gereinigte Viren zeigen. Aber 
kein einziges Team konnte diese Frage mit „ja“ 
beantworten. Die Testergebnisse sind zu 47% falsch, 
man könnte da auch eine Münze werfen. Mehrfachtestun-
gen ergeben häufig immer andere und manchmal unsinni-
ge Ergebnisse. So waren in Tansania (Schwarzafrika) bei 
Coronatests sogar eine Ziege, eine Papaya und Motoröl 
Corona-positiv!  
Die verantwortlichen (aber nie zur Verantwortung gezoge-
nen!) Politiker wissen das. Es ist verwunderlich, was 
sich die Bevölkerung alles gefallen läßt. Doch die 

Rechnung wird 
uns im Herbst 
präsentiert: 
Massenarbeits-
losigkeit, 
Konkurse und 
Betriebsschlie-
ßungen und 
persönliche 
Dramen ohne 
Zahl. An allem 
wird Corona schuld sein. 
Warnung: Finanzfachleute sagen den größten 
Crash aller Zeiten voraus! Haben Sie noch Geld am 
Konto oder Sparbuch? Nehmen Sie den Banken das 
Geld weg und gehen Sie umgehend in Sachwerte! 
Wir warnen seit Jahren! Die Einlagensicherung wird 
bei den bevorstehenden Finanzzusammenbrüchen 
bei weitem nicht ausreichen! Denn das Geld, das Sie 
auf einem Sparbuch haben, ist Eigentum der Bank! 
Sie sind Darlehensgeber und die Bank hat lediglich die 
Verpflichtung, Ihnen auf Anforderung das Geld zurückzu-
geben – soweit im Crashfall noch vorhanden.  
Erinnern Sie sich: Die sogenannte "Merkel-Garantie" 
vom Oktober 2008. Auf dem Höhepunkt der Weltfi-
nanzkrise versprach die Kanzlerin: "Wir sagen den 
Sparerinnen und Sparern, daß ihre Einlagen sicher 
sind." Und der damalige Finanzminister Peer Steinbrück 
legte nach, "daß die Sparerinnen und Sparer in Deutsch-
land nicht befürchten müssen, einen Euro ihrer Einlagen 
zu verlieren". Den Mißtrauischen unter uns fiel schon 
damals auf: Beide drückten sich vor dem Wort 
"Garantie" – sie hätten z.B. sagen können "Die Bundes-
regierung garantiert alle Spareinlagen". Genau das taten 
Merkel und Steinbrück aber nicht. Weil sie genau 
wußten, das sie das niemals wirklich könnten – die 
Spareinlagen der Deutschen betrugen schon 
damals ca. 565 Milliarden Euro und lagen damit fast 
doppelt so hoch wie der gesamte Haushalt der 
Bundesrepublik Deutschland. Das Ganze war, Merkel 
gab es zu, eine Mogelpackung, aber, so Merkel, es hat 
genützt, die Leute haben nichts abgehoben.  
Die Auswirkungen von "Corona" gehen aber weiter:  
Durch den Abstrich gelangen Labors und Behörden 
auch an die DNA der Getesteten. In Spanien wurde 
Corona-Infizierten die Teilnahme an Regionalwah-
len untersagt. Widerstand gegen Corona-
Impfungen: Forscher sprechen von „Verschwö-
rungs-Mentalität“ bei Hälfte der Bürger. Derzeit 
arbeiten zahlreiche Unternehmen mit Hochdruck an schnell 
entwickelten Impfstoffen, um die ersten auf dem Markt zu 
sein. Normalerweise braucht die Entwicklung 
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sicherer Impfstoffe viele Jahre. Die  EU-Kommission 
arbeitet schon seit 2018 an einem EU-weiten elektroni-
schen Impfpaß. Auch der deutsche Bundesgesundheits-
minister Jens Spahn hält in der Corona-Krise an Plänen zur 
Einführung eines Immunitätsausweises fest. Man 
werde sich verstärkt mit der Frage beschäftigen 
müssen, „welche Einschränkungen wann für wen 
zulässig sind“, sagte der CDU-Politiker dem Redaktions-
netzwerk Deutschland. „Andere Staaten planen bereits, 
die Einreise künftig von einem derartigen Immuni-
tätsnachweis abhängig zu machen“, sagte Spahn.  
Der Versuch, aus der Corona-Pandemie langsam aber 
sicher eine Dauersituation zu machen, die nicht nur 
die Lebensgewohnheiten, sondern auch die Rechts- und 
Verfassungswirklichkeit im Land nachhaltig beeinflußt, tritt 
immer deutlicher zutage – mit der Verlängerung der 
gesetzlichen Einschränkungen und der Schaffung einer 
virologischen Dauerkeule. Damit die Menschen mit-
spielen, ist es um so wichtiger, die Panik weiter zu 
befeuern – um so nicht nur nachträglich die weit 
überzogenen Maßnahmen gerechtfertigt erschei-
nen lassen, sondern auch deren jederzeitige Reak-
tivierbarkeit legitimieren zu können.  
Wer macht eigentlich die Corona-Statistiken? Diese 
Corona-Statistiken macht  --  für fast alle Länder 
der Welt  --  die Firma ESRI. ESRI Inc. (= Incorporated 
= AG) ist ein US-amerikanischer Software-Hersteller von 

Geo-Informationssystemen, mit Sitz in Kalifornien. ESRI 
hat aber / natürlich auch eine "Zweigstelle" in sehr vielen 
Ländern, natürlich auch in Ö (Wien, 12. Bezirk). die Firma 
ESRI steht in recht engen Kontakt zur Bill & Melin-
da Gates Foundation. Der Gründer von ESRI, Jack 
Dangermond (= Milliardär, usw.), ist ein guter 
Freund von Bill Gates. Auch das John Hopkins 
University Medical Center hat Statistiken, die aber 
immer in "Zusammenarbeit" mit ESRI gemacht 
werden.  
5G & Coronavirus: Die ständig zunehmende Mobil-
funkstrahlung zerrüttet unser Immunsystem. Laut 
Dr.med. Thomas Cowan,  können 5G-Wellen Zellschäden 
hervorrufen, die zur Ausscheidung von Zellinhalten führen. 
Diese Teile ("Cellular Pooping"), können fälschlicher-
weise als exogene Viren wie Coronavirus identifi-
ziert werden und bei RT-PCR-Tests zu falsch 
positiven Ergebnissen führen. Wundert es da, daß 
Wuhan die erste Stadt war, in der kurz vor Aus-
bruch der Seuche 5G aus über 10'000 Antennen zu 
strahlen begann? Neuste wissenschaftliche Erkenntnisse 
belegen außerdem, wie die neuartigen Millimeterwellen 
der 5G-Technologie die Sauerstoffaufnahme in 
unseren Körperzellen massiv behindern und den 
Sauerstoff selbst depolarisieren, das Wasser in 
unserem Körper angreifen und zudem in den Zellen 
chemische Reaktionen auslösen.  

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

 EU  ● Das eigentliche Ergebnis des EU-Gipfels: Wir 
sind auf dem Weg zum EU-Einheitsstaat. Der EU-
Gipfel wird abgefeiert! „Die Gruppe der „Sparsamen“ 
(Österreich, Niederlande, Dänemark, Schweden und 
Finnland) setzte eine Absenkung der nicht rückzahlbaren 
Zuschüsse durch“, schrieben die Oberösterreichischen 
Nachrichten begeistert, nicht ohne zu erwähnen, wem dies 
zu verdanken sei: Kanzler Sebastian Kurz (ÖVP). Er 
hat also die Österreicher quasi gerettet! Wovor 
eigentlich? Kurz hat lediglich die Begehrlichkeiten jener 
Länder etwas zurückgedrängt, die schon vor der 
Corona-Krise eine marode Volkswirtschaft hatten 
und dank der Alles-Ausrede „Corona“ sich nun über 
die wenigen EU-Nettozahlerländer finanzieren 
wollen. Für den Corona-Hilfsfonds nimmt die EU ab 
nächstem Jahr gemeinsam Schulden mit Tilgungsfrist 
in der nächsten Generation auf, nämlich 2058. Und 
das, obwohl sie über keine eigene Staatlichkeit und 
damit über keine Finanzhoheit verfügt. Österreich 
muß für den Zeitraum Haftungen in der Höhe von minde-
stens 10,53 Milliarden Euro übernehmen. Größte Emp-
fänger dieser Gelder werden Italien, Spanien und 
Frankreich sein. Bereits jetzt saßen die EU-Staaten trotz 
ihrer Unterschiede im EU- und Euro-Korsett gefangen. Um 
die eigene mißliche Haushaltslage zu bewältigen, müßte 
Italien seine Währung abwerten, was mit dem Euro aber 
nicht geht. Deshalb wurde ein Umverteilungsaus-
gleich geschaffen, der aber in den Geberländern 
EU-weit höchste Steuerbelastungen verursacht. 
Gleichzeitig schuf er in den Nehmerländern mehr Abhän-
gigkeit. Genau das wiederholt sich mit dem EU-Hilfspaket 
in der Höhe von 750 Milliarden Euro hoch drei. Es geht in 
der Sache nicht nur um das Geld an sich, das umverteilt, 
also den Nettozahlern abverlangt und den „armen Südlän-
dern“ geschenkt wird. Noch schwerwiegender ist, daß 

mit diesem Corona-Hilfspaket gleich mehrere 
Schritte Richtung EU-Staat gesetzt wurden: eigene 
EU-Steuern, Mitspracherecht in den innerstaatli-
chen Angelegenheiten, Abhängigkeiten von EU-
Institutionen, also EU-Beamtenwohlwollen. Die 
unbrauchbare Förderpolitik der EU-Kommission wird 
kräftig ausgeweitet. Offensichtlich wurde vergessen, wie 
ineffizient und ineffektiv die Kommission bei der  
Abwicklung von Förderungen agiert. Jedes Projekt, 
egal ob klein oder groß, erstickt in einem Wust an büro-
kratischen Behinderungen, die viele Interessenten gelehrt 
haben, gar nicht erst um Hilfe aus Brüssel nachzusuchen. 
Die Staats- und Regierungschefs glauben offenbar nach 
ihrem Beschluß von vergangener Woche, das sie nun 
Milliarden aus Brüssel abrufen und damit die 
Löcher in ihren jeweiligen Staatshaushalten stop-
fen können. Doch dem ist nicht so: Die Politiker sollten 
das Kleingedruckte lesen, daß sie mitbeschlossen haben. 
Bevor Staaten Milliarden überwiesen bekommen, müssen 
sie erst ein Reformkonzept für die gesamte Wirtschaft 
oder für bestimmte Bereiche wie den Ausbau der Digitali-
sierung (5G!) oder Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Klimakrise vorlegen. Erst wenn die Beamten der EU-
Kommission diese Pläne für gut befinden, wird 
gezahlt. Zudem ist man in der Kommission traditionell 
daran interessiert, selbst oder über EU-Fonds oder über 
die Europäische Investitionsbank aktiv zu werden. Diese 
Faktoren machen die EU zu einer zentral aus 
Brüssel gelenkten Staatswirtschaft, die nachweis-
bar nicht funktionieren kann. Mit zunehmender 
Verschuldung der Staaten, angesichts der Krisenerschei-
nungen nach der Finanzkrise 2008 und nun mit den 
dramatischen Konsequenzen des Corona-Lock-Downs, ist 
die Forderung nach einer Hilfe über die Notenpresse 
immer größer geworden. Diesem Anliegen hat die 
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Europäische Zentralbank auch entsprochen, indem 
sie Milliarden an Staatsanleihen aufgekauft hat. 
Diese Politik wurde unter das Motto „Wir tun alles, um den 
Euro zu schützen“ gestellt. Konkret bedeutet dieser 
Schlachtruf: „Wir drucken so viel Geld, wie nötig, 
damit kein Euro-Staat ausbricht und wieder eine 
eigene Währung einführt!“ Diese Woche ist man einen 
Schritt weitergegangen: Die EU-Kommission erhält das 
Recht, Anleihen aufzulegen, für die alle Mitglied-
staaten haften und die von allen zurückgezahlt 
werden. Von einer Disziplinierung der nationalen Aktivitä-
ten ist folglich keine Rede mehr. Jetzt versinken die 
EU-Staaten gemeinsam im Sumpf.  
● Die US-Fondsgesellschaft Blackrock soll den Bera-
tungsauftrag der EU-Kommission für eine Studie zu grünen 
Investments trotz heftiger Kritik behalten. Das zuständi-
ge Vergabegremium sehe keine Interessenkonflik-
te, schrieb die EU-Kommission in einem Brief an die 
Europaabgeordneten. Es gebe keine rechtliche Grundlage 
dafür, Blackrock den Zuschlag zu entziehen. Die Gesell-
schaft mit Sitz in New York verwaltet und investiert 
Vermögenswerte von mehreren Billionen Dollar. DWN 
● EZB: Die EZB hat die Orientierung im politisch 
korrekten Europa verloren. Deshalb bittet sie die EU-
Kommission um Erstellung einer „Braunen Liste“ mit 
„Umweltsündern“. Für diese stehen die Zeichen auf Sturm. 
Hintergrund für den Vorstoß ist der von EU-
Kommissionspräsidentin von der Leyen zu Beginn ihrer 
Amtszeit verkündete „Green Deal“, im Zuge dessen 
die europäische Wirtschaft bis zum Jahr 2050 „klima-
neutral“ sein soll – was in erster Linie durch den Verzicht 

auf fossile Energieträger und das lebenswichtige Naturgas 
Kohlenstoffdioxid erreicht werden soll. Die Forderung nach 
einer „braunen Liste“ löst bei den Unternehmen verständli-
cherweise Sorgen aus. Denn als „klimafreundlich“ einge-
stufte Unternehmen zu fördern ist das Eine, als „klima-
schädlich“ eingestufte Firmen zu bestrafen, das 
Andere. Mehrere Entwürfe gehen weit über die Vorschläge 
der Kommission hinaus mit der Konsequenz, daß bestimm-
te Branchen von einer nachhaltigen Unternehmensfinan-
zierung ausgeschlossen werden indem eine Kategorie 
geschaffen wird, welche diesen Firmen einen „signifikan-
ten negativen Umwelteinfluß“ unterstellt. "Wir sind strikt 
gegen einen solchen Vorstoß einer „braunen Liste“ und 
unterstützen den ursprünglichen Vorschlag, welcher sich 
nur auf nachhaltige Unternehmen bezieht“ schreibt der 
Verband der Europäischen Aktiengesellschaften. 
Nach Ansicht von EZB-Chefin Christine Lagarde hätte 
der EU-Gipfelbeschluß besser ausfallen können. Zuschüs-
se in Höhe von 390 Milliarden Euro vor allem an 
Italien und Spanien seien nicht genug.   
● Rußlands Aufrüstung verläuft nach Ansicht der NATO 
derart schnell, daß auch die USA in Erwägung ziehen, 
neue Waffensysteme in Europa zu installieren. EU erwägt 
Aufstellung eigener Streitkräfte gegen Rußland. 
● Der Wirtschaftseinbruch trifft die Reeder schwer. 
Inzwischen müssen sie äußerst niedrige Frachtraten 
akzeptieren, um überhaupt noch einen der begehrten 
Transportaufträge zu ergattern. Die Folge: Supertanker 
fahren zu Niedrigstpreisen auf den Weltmeeren 
herum. DWN 

--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

 Österreich  ● Kein Tag vergeht, wo nicht Angst vor 
dem Coronavirus geschürt wird. So berichtet etwa Öster-
reichs größte Tageszeitung am 29.6., daß es – oh, Schreck 
– binnen 24 Stunden doch glatt 69 Neuinfektionen mit 
dem Coronavirus in Österreich gegeben hat. Wohlbe-
merkt: Infektionen, nicht zwingend Erkrankte und 

schon gar nicht Tote! 69 Personen von 8.837.707 
(Stand Einwohner 2018), das entspricht 0,000781 
Prozent der Bevölkerung. Und das bestätigte sogar 
Gesundheitsminister Rudolf Anschober (Grüne). In einer 
parlamentarischen Anfragebeantwortung teilte er mit, wie 
viele Erkrankte und Todesfälle die jährliche Grippewelle in 
Österreich fordert – ungleich mehr als mit oder an Covid-
19 heuer verstorben sind! Dabei ist zu beachten, daß 
Covid-19 in den allermeisten Fällen harmlos, ja 
meist unbemerkt verläuft. Deshalb ist die Zahl der 
Corona-Akutpatienten wohl aussagekräftiger: Es 
sind aktuell (29.6.) acht. Am Höhepunkt der Infek-
tionswelle waren es 267 – von 8,84 Millionen 
Österreichern. Das entspricht 0,003 Prozent der 
Bevölkerung. Den 703 Personen, die offiziell als „Corona-
Tote“ gelten, egal, ob sie an dem Virus oder einer anderen 
Vorerkrankung wie Krebs verstorben sind, stehen 834 
Grippe-Tote in der Wintersaison 2019/20 gegenüber. 
2016/17 waren es wesentlich mehr, nämlich 4.436. Und 
das, obwohl sich rund jeder zwölfte Österreicher gegen die 
Grippe impfen läßt. Der Bundeskanzler hatte für 19.7.  
einen Krisengipfel wegen der Corona-Ausbreitung 
einberufen. Im Gesundheitsministerium sah man 
hingegen keine Änderung der Situation. 
● Im Fall der pleitegegangenen Mattersburger Commerzi-
albank will Burgenlands Landeshauptmann Hans Peter 
Doskozil jetzt die Republik in die Pflicht nehmen. Er 
kündigt eine Amtshaftungsklage an. Doskozil kritisiert 
zudem, daß die Anzeige der Finanzmarktaufsicht von 2015 
- es ging um den Verdacht auf Untreue - nicht weiter 
verfolgt wurde.  
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● Österreichs Berufsoffiziere sind mit dem Kurs der 
schwarz-grünen Bundesregierung in Sachen Landesvertei-
digung gar nicht einverstanden. Alle Aktionen der 

amtierenden Verteidigungsministerin laufen auf 
eine Abschaffung der österreichischen Landesver-
teidigung hinaus.   

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

 Deutschland  ● Wegen Brexit und Corona-Wieder-
aufbau steigt Deutschlands EU-Beitrag um 24 
Milliarden Euro. Gemeinsam mit den finanziellen 
Mehrbelastungen aus dem Corona-Aufbaufonds 
ergeben sich damit jährliche Mehrbelastungen in 
Höhe von 52 Milliarden Euro. DWN  |Bestechung, 
Betrug, epochaler Rechtsbruch – diese Aufzählung bezieht 
sich nicht etwa auf eine Anklageschrift in einem Verfahren 
der Organisierten Kriminalität, vielmehr handelt es sich 
dabei um Vorwürfe gegen den EU-Gipfel. Erschrek-
kend ist auch, mit welchem perfiden Plan Verträge 
und das Recht vorsätzlich gebrochen werden. So 
kritisiert Rechtsanwalt Gauweiler, im Lissabon-Vertrag 
von 2007 sei festgelegt, daß der EU-Haushalt 
»vollständig aus Eigenmitteln finanziert« werden 
müsse. Schulden sind juristisch eindeutig keine »Eigen-
mittel«. Bevor daher die EU die Ära eines neuen EU-
Sozialismus beschließen und den deutschen Steu-
erzahler zum ewigen Zahlmeister verdammen 
kann, müßte der Lissabon-Vertrag geändert wer-
den. Vollkommen berechtigt weisen die Vernünftigen Vier 
(Österreich, Niederlande, Dänemark und Schweden) 
darauf hin, daß dieser Tage zwar Milliarden- und Billionen-
pakete beschlossen wurden, nicht jedoch, wofür diese 
unvorstellbaren Summen konkret ausgegeben werden 
sollen. In einer Parteianzeige der CDU aus dem Jahr 
1999 heißt es: »Muß Deutschland für die Schulden 
anderer Länder aufkommen? Ein ganz klares Nein! 
Der Maastrichter Vertrag verbietet ausdrücklich, 
daß die Europäische Union oder die anderen EU-
Partner für die Schulden eines Mitgliedstaates 
haften.« Und noch im Juni 2018 heißt es auf dem 
Twitter-Profil der CDU Deutschlands: »Merkel stellt klar: 
Jeder muß sich an die vereinbarten Regeln halten; jedes 
Mitgliedsland ist für seinen Haushalt selbst verantwortlich. 
Es wird keine Schuldenunion geben.« |Kanzlerin 
Angela M◊erkel und die Bundesminister erhalten 
seit fünf Monaten höhere Bezüge. Gleichzeitig sind 
wegen der Corona-Krise Millionen Menschen in Kurzarbeit 
und Hunderttausende haben ihren Arbeitsplatz verloren. 

|In der Finanzkrise 
2008/09 betrug die 

Rekordverschul-
dung 44 Milliarden 
Euro. Heute sind es 
218 Milliarden. Und 

Finanzminister 
Scholz sagt, das sei 
kein Problem.       
   ◊ In seinem 2012 
erschienenen Buch 
„Der Wettbewerb 
der Gauner“ hat der 

Ökonom Hans-Hermann Hoppe, der einen Lehrstuhl für 
Volkswirtschaftslehre an der University of Nevada innehat-
te, den politischen Wettbewerb analysiert.  

Dabei ist er zu einem eindeutigen und überzeugen-
den Ergebnis gekommen: Auf dem Weg zur Macht 
findet eine systematische Negativauswahl statt; 
nur die größten Gauner schaffen es an die Spitze. 
Das gleiche Prinzip scheint auch für Zentralbanker 
zu gelten. Auf Ex-EZB-Chef Mario Draghi und seine 
Nachfolgerin, die Juristin Christine Lagarde. 
|Illegale Migranten: Bewohner des Flüchtlingsheims in 
Frankfurt Bonames haben mehr Luxus gefordert. Als Gast 
der Kanzlerin hat man schließlich das Recht auf eine noble 
Unterkunft und eine Rundumversorgung, so der Tenor der 
Forderung. ◊ Wer illegal in die BRD einreist, der möchte 
auch standesgemäß wohnen. Deshalb baut der Berliner 
Senat jetzt für mehr als 115 Millionen Euro zahlrei-
che Luxus-Häuser, die ausschließlich sogenannten 
„Flüchtlingen“ zur Verfügung gestellt werden. ◊  
„Rettung kranker Kinder“ aus griechischen Lagern 
war ein Schwindel und entpuppt sich als unver-
schämter Pflanz der Steuerzahler. Die Junge Freiheit 
titelte dazu entsprechend: „Flüchtlinge aus Griechenland: 
Männlich, moslemisch, gesund“. ◊ Allein 2019 fast 
130.000 "neue Deutsche" durch Einbürgerung. ◊ Die 
Bundesregierung hat Italien und Malta zugesagt, abermals 
Bootsflüchtlinge abzunehmen. „Wir werden auch in diesen 
Fällen Migranten aufnehmen“, sagte Bundesinnenminister 
Horst Seehofer (CSU) der Nachrichtenagentur dpa zufolge 
mit Blick auf vor kurzem nach Europa gekommene 
Einwanderer. „Die Tatsache, daß es eine Delle gab, 
liegt schlicht und einfach an der Corona-
Entwicklung.“ ◊ Weil die Grünen massiv für Überfrem-
dung eintreten, ist ihnen jetzt aufgefallen, daß auch die 
eigene Partei viel zu weiß und viel zu deutsch ist. Das soll 
sich nun ändern. Wir sind viel zu weiß und viel zu 
deutsch und das werden wir ändern! ◊ Nachdem 
bereits in Berlin Journalisten von Linksradikalen 
während Dreharbeiten verprügelt wurden, haben 
nun RTL-Mitarbeiter mit einem Zigeuner-Clan in 
Köln Bekanntschaft gemacht. Und zwar relativ 
unerfreuliche. RTL-Mitarbeiter rasten aus: „Zigeuner, 
Drecksviecher und verlangten nach den „scheiß Bullen“.  
Weiters: Der Präsident von Burundi wurde tot 
aufgefunden, nachdem er Covid-19 als Scherz bezeich-
net und die WHO ausgewiesen hatte – "Herzinfarkt". 
Der Präsident von Madagaskar, Andry Rajoelina hat alle 
afrikanischen Nationen aufgefordert, aus der WHO 
auszutreten und Madagaskar trat aus.   
● Elektroautos verbrauchen mehr Strom, als der 
Bordcomputer anzeigt. Schuld daran sind Ladeverlu-
ste, die sich ganz schön summieren können. Diese werden 
vom Bordcomputer nicht erfaßt, müssen aber bei der 
Berechnung der Stromkosten mit einbezogen 
werden. Darauf weist der ADAC hin. Die Abweichungen 
reichen von 10 bis 25 Prozent. Am größten war die 
Differenz beim Tesla Model 3 LR: Den Ergebnissen 
zufolge muß man beim Tesla Model 3 LR knapp 25 
Prozent zur Bordcomputer-Angabe addieren. 
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